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Anderung ist eine Veränderung der Planung in zentralen
Punkten, wobei dies sowohl andere Regelungen hinsicht-
fich der Ausführung des Vorhabens als auch neue oder an-
dere Erwägungen im Rahrnen der Abwägungsentschei-
dung sein hönnen. Ob die Anderung daher in einern selbst-
sdndigen Verwaltungsverfahren oder aber nach einer Au-
ßervollzugsetzung der Planung und einem ergänzenden
Verfahren nach $ 75 Ia VwVfG vorgenommen wird, ist
für die Frage der sofortigen Vollziehbarkeit ohne Bedeu-
tung'oo.

Auch die Verletzung der Mitwirkungsrechte eines aner-
kannten Naturschutzverbandes, der ir-rhaltliche Mängel
der angefochtenen Planungsentscheidung geltend machett
kann, führt nur dann zur Außervollzugsetzung der Pla-
nungsentscheidung, wenn die nicht nur abstrakte Mög-
lichkeit besteht, dass dieser Verfahrensfehler sich auf die
Sachentscheidung ausgewirkt haben kannr10.

Ein durch einstweilige Anordnung zu sichernder An-
spruch auf Unterlassung objektiv rechtswidriger Baumaß-
nahmen besteht nur, wenn eine Verletzung subjektiver ma-
terieller Rechte zu befürchten ist. Hieran fehlt es aber,
wenn die ungenehmigten Baumaßnahmen keine fak-
tischen Bindungen für die weitere Planung enrfalten, zu-
mal rechtliche Bindungen ohnehin von vornherein aus-
geschlossen sind111.

109 OVG Lüneburg, Beschluss vom 6. t. 2OOO - 3 M 561/00 -, NuR

ni 2_00i, 642 = NVwZ-RR 2001, 362:im Ergebnis ebenso für eine
. Andemng des Planfeststellungsbeschlusses q/ährend des Haupt-

sacheverfahrens OVG Münster, Urteil vom 21,.2. 1985 - 9 A
55s/83 -,  UPR i986, 1s8.

110 OVG Lüneburg, Beschluss vom 6.7.2000 - i  M 561/00 -,  NuR
2001, 642 = NVwZ-RR 2001, 362, mit Hinweis auf BVer-vrG,

. Urteil vom 19. 5. 1998 - 4 A9.97 -, BVer-wGE 1OZ, 1 = DVBI.
': 1998,900 = NVwZ 1,998,961,.

scbuebende Damoklesschzaert des Zroangspfandes awf Ein-
tränkeverpaclewngen beschäftigt nunmehr die Ge-

1chte. Nachdem der Verswcb, die Verpacb.wngsverordnung
't diesem Punht zu reformieren, gescheitert iJ, wollen Aü-
äller und Sttperma;ktunternibmen die Eibebwng des'*taangspfand,es 

stoppen, indern sie im Wege aorbewgönden
^echtsschutzes gegen die das Zuangspfand awslösende Be-
Ranntgabe der IJnterschreitung der Mehrwegqwote im Bun-
desanieiger vorgeben. ob d,iis gelingen w7;i, bAngt zuln
elnen pon der aerfahrensrechtlichen Einordnwng der Be-

Zwar dürfen gemä{3 $ 28 Abs. 1 Satz I PBefG Betriebs-
aniagen für StralJenbahnen nur gebaut werden, wenn der
Plan zuvor festgestellt ist. Ein durch einstweil ige Anord-
nung zu sichernder Anspruch auf Unterlassung des - man-
gels Planfeststellungsbeschlusses - objektiv rechtswid-
rigen Baus solcher Anlagen stünde den Betroffenen jedoch
nur dann zu, wenn sie durch die Baumaßnahmen in ihren
rnateriellen Rechten verletzt werdenli2. Das wirtschaftl i-
che Interesse an der Aufrechterhaltung einer bestirnrnten
vorre i lhaf ten Verkehrs lage ver le ihr  den Berrof fenen dem-
gegenüber kein Abwehrrecht gegen ein ihre Inreressen be-
einträchtigendes Vorhaben. Sie haben lediglich einen An-
spruch darauf, dass bei del Planfeststellung die öffent-
lichen Belange, die für das Vorhaben sprechen, rnit ihrem
Interesse an der Beibehaltung der bisherigen Verkehrslage
gerecht abgewogen werden.

V. Fachplanungsrecht auf Konsolidierungskurs

Die Grundlagen des Fachplanungsrechrs haben sich trotz
einiger gesetzgeberischer Novell ierungen durchaus kon-
solidiert. Die Praxis wird dies dankbar enrgegennehmen.
Mit dem Artikelgesetz zur lJmsetzung des europäischen
Richtlinienrechts und dem inzwischen in Krafr gerrerenen
neuen Naturschutzrecht sind allerdinss neue klärunes-
bedürftige Fragen auf den Plan getreteä. Rechrsprechu"ng
und Rechtswissenschaft werden daher wohl auch in Zu-
kunft nicht arbeitslos.

BVerwG, Bescl.rluss vom 26.6.2000 - 11 VR 8.00 -, NVwZ
200i, 89 * Potsdamer Platz *, mit Hinweis auf Urteil vom
22.2. 1980 - Iy C 24.77 -,  DVBI. 1,980,996 = NJ\7 r98r,239
sowie Urtei l  vo:m29.5.1980 * IV C 97.77 -,BYerwGE 62,243 -
UPR 1981, 60 = Y;Y 198r,2769.
BVerwG, Ijrteil vorn 22.2. 1980 * 4 C 24.77 -, BVerwGE 62,
243 = DVBI. 1980,996 = NJ\f 7981,,239.

banntmachwng der Mebrwegqwote ab, zum anderen sind
zahlreicbe verwahwngsprozessuale H ilrden zw nebmen.

A. Problemstellung

So viel polit ischen Aufruhr die drohende Erhebung des
Zwangspfands auf Getränkeeinwegverpackungen ver-
ursacht, so wenig geklärt sind die hiermit verbundenen
Rechtsfragen. Vährend dabei gemeinhin über die öko-
logische Sinnhaftigkeitl und ökonomische \Tirksam-

1 Siehe z.B. Aulehner,BB 1995,Bei1. I  zu Heft 12, 2 [ i . ;  Scholz/Au-
lehner, U mweltstrategien im Verpackungsrecht, Mehrwegquote,
Zwangspfand oder Lizensier-ung?, 1998, S. 33-63.
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keit2, über Kartellrechtsversröße3 sowie die verfassunss-a
und europarechtliches Zulässi gkeit der Verpackrr,rgru.r-
ordnun95 gestritten wird, sollen hier aus aktuellem An-
iass die verwaltungsverfahrensrechtlichen Fragen des
Ausstiegs aus dem Dualen System für den Getränke-
bereich beleuchtet werden.

Die Verpackungsverordnung basiert wie das Kr\(-
AbfG, auf dessen Grundlage sie ergangen ist, auf dern
Prinzip der ProduktveranrworrungT. .Wer Verpackungen
in den Verkehr bringt, ist verpflichtet, sie wiedir zurück-
zunehmen (SS 4*i VerpackV). Effektuiert wird die Rück-
nahmepflicht durch Pfanderhebungspflichten ($ 8 Ver-
packV). Von den Rücknahme- und Pfanderhebungspflich-
ten für Verkaufsverpackungen sind Hersteller undVirtrei-
ber derzeit jedoch gemäß $ 6 Abs. 3 Satz 1 VerpackV
befreit aufgrund ihrer Beteiligung am Dualen System, des-
sen Eignung als alternatives Entsorgungssysrem i. S. von
$ 6 Abs. 3 Satz 11, der VerpackV von den zuständigen Be-
hörden festgestellt wurde. Zum Schutz bestehendei Mehr-
wegsysteme steht die Systemfeststellung und damit auch
die Befreiung von den individuellen Entiorgungspflichten
unter der Bedingung, dass der Anteil der in Mehrwegver-
packungen abgefüllten Getränke nicht unter 72'/" ;inkt
($ 9 Abs. 2 Satz 1VerpackV). Eine lJnterschreitung dieser
Quote führt zunächst für einen Zeitraum von zwölf
Monaten zu einer Nacherhebung und - ergibt sich keine
Erholung - wiederum sechs Monate später zum fiktiven
$fliderruf der Systemfeststellung. Zur kenntnis gebracht
werden die tatsächlich erreichten Mehrweganteile den be-
troffenen Kreisen gemäß $ 9 Abs.3 der Verpackungsver-

2 Insbesondere Euringmann, Zrr E{fizienz etnes Zwangspfandes
auf ausgewählte Einweg-Getränkeverpackungen, 1986; philzpp,
Duales System, Rücknahmepflicht und Pfandregelung, 1993,
s. 210 ff.

3 Etwa Finckh, Regulierte Selbstregulierung im Dualen System. Die
Verpackungsverordnung als Instrument staatlicher Steuerung,
1998, S. 1,27 {f .; Vehe, Duale Abfallenrsorgung und Kartellverbor,
insb. S. 107 ff .; s. auf der anderen Seite aber VGH Kassel vom
20. 8. 1999, MwZ 2000,92, mit krit. Anm. Fluck, Schützt die Ver-
packungsverordnung das Duale System vor kommunaler Konkur-
renz?, DOV 2000,657 ff .; Baars, Die Rechtmäßigkeit dualer Sys-
teme gem. $ 6 III VerpackV auf dem Pnifstand, NVwZ 2000, 42.

4 Z. B. Di Fabio, Die Verfassungskontrolle indirekter Umweltpoli-
tik am Beispiel der Verpackungsverordnung, NVwZ 1,995, 1 ff .;
Arndt/Fiscber, Das Zwangspfand für Getränkeverpackungen *
Vereinbarkeit mit Grundgesetz und Europäischem Gemein,
schaftsrecht. BB 2001. 1909 ff.

5 Eingehend hierzu die Dissertat ion von.Flnckh (Fußn.3),5. 177 ff  . ;
301 ff.; aktuell Wrede, Die Verpackungsverordnung - rüarenver-

kehrsfreiheit contra ljmweltschutz, E\üS 2001,321 ff.
6 In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.8.1998 (BGBI. I

5.2379), zuletzt geändert durch VO vom 28. B. 2000, BGBI. I
S. 1344. Allgemein zur Verpackungsverordnung Tbomd,Koz-
miensky, Die Verpackungsverordnung, 1994; Streck.er/Berndt,
Kommentar zur Verpackungsverordnung, 1992.

7 Hoppe/Beckmann/Kaucb, Umweltrecht, 2. Aufl. 2000, S 30
Rdnr. 114 f[.; Beckmann, Rechtsprobleme der Rücknahme- und
Rückgabepflichten, DVBI. 1995, 313 ff .; Wrede, E$/S 2001, i71
(372); Flanderka, Struktur und Ausgestaltung des Dualen Systems
in der Bundesrepublik Deutschiand, BB 1996, 649.
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erbrachte keine Besserungs. Im Gegenteil, der Anteil der j!,

ordnung durch j;hri iche Bekanntmachung im Bundes_
anzelg.er.

Aufgrund der seit einigen Jahren rückläufigen Mehr_
weganteile droht der Ausstieg aus dem Dualen System.
Bereits 1997 wurde die Quote, wenn auch nur serinsfüpio
unterschr i r ten.  Auch d je Nacherhebung für  ä*  L"L"r  r  ös 'd

Mehr-wegverpackungen ist weiter zurückgegangen. Diese
neuerliche lJnterschreitung, in deren Folge es unweiger_
lich zum Ausstieg aus dem Dualen System kommen vri.d.
ist bisher noch nicht im Bundesanzeiger bekannt gemach;
woroen.

Das Oberverwaltungsgericht Berlin hat derzeit darüber
zu entscheiden, ob einem Antrag auf einsrweiligen Rechts-
schutz gegen die Bekannrmachung der Mehrweganteile des
Jahres 1998 stattzugeben ist. Mit diesem Antrag versuchen
Supermarktketten und Getränkehersteller der vom Bun-
desumweltministerium bisher nur angekündi gten Bekannt-
machung der neuerlichen lJnterschreitung der Mehrweg-
quote zuvorzukommen. Das Verwaltungsgericht Berlint
hatte den Antrag in erster Instanz zurückgewiesen, da es
die Auffassung vertrat, dass die Bekanntmachung der Mehr.
wegquote auch im Hauptsacheverfahren nicht verhindert
werden könne. Es verwies die Antragsteller darauf, die
Rechtmäßigkeit der Pfanderhebungspflicht nach erfolgter
Bekanntmachung im \(ege der Feststellungsklage klären
zu lassen. Das Oberverwaltungsgericht Berlin hat in der
Sache noch nicht entschieden, du.ch eine Zwischenent-
scheidungt0 jedoch sichergestellt, dass die Bekanntmachung
bis zu einer Entscheidung über die Beschwerde unterbleibt.

Vor diesem Hintergrund soll der bisher ungeklärten

gabe eines bestimmten Anteils an Mehrwegverpackungen'
Kontrolliert wird die Zielerreichung durch von der Bun-
desregierung durchgeführte Erhebungen (vgl. auch $ 1
Satz 3 VerpackV). Die jährliche Bekanntgabe des tatsäch-

Frage nach der Rechtsnatur der Bekanntmachung
Mehrwegquote nachgegangen werden, um hiervon aus--
gehend die Rechtsschutzmöglichkeiten zu erörtern.

B. Verfahrensrechtliche Ausgestaltung des Ausstiegs
aus dem Dualen System und Funktion der
Bekanntmachung nach $ 9 Abs.3 VerpackV

L Vermeidwng der Pfanderbebungspflicbt awfgrwnd der
Bekanntmachung der ersten Unterschreitung
($ 9 Abs. 3 i. V. mit Abs.2 Satz 1 VerpackV)

Eines der Zie\e der Verpackungsverordnung ist die Sfie- ,
derverwendung von Verpackungen. Diesem Ziel dien/"
der Schutz der bestehenden Mehrwegsysteme durch Vor-,

lich erreichten Mehrweganteils soll es den betroffenen
\Wirtschaftskreisen ermöglichen, auf die Entwicklung des
Verhältnisses zwischen Mehrweg- und Einwegverpackun-
gen zu reagieren und gegebenenfalls Gegenmaßnahmen
zur Zurickdrängung von Einwegverpackungen und Stüt-
zung der bestehenden Mehrwegsysteme zu ergreifen.

Siehe die letzte Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 28' 1'

1999,  S .  1081 (1082) .
Beschluss vom 1 5. 8. 2001 - VG I 0 A 708.00. -.
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Funktional ähnelt die erstrnalige Bekanntgabe eines un-
ter 72 o/" l iegenden Mehrweganteils einer Abmahnungrr.
Sie warnt die betroffenen Kreise dahin geirend, dass i ie
aktiv werden rnüssen, um den Mehrweganteil wieder zu
steigern.und so der Erhebung des DosÄpfandes zu enr-
gehen. Ahnliche Formen der einer Sanktior-r vorgeschaite-
ien Abmahnung finden sich in vielen Bereichenäer \üZirt-

schafrcaufsicht'1. Den Betroffenen wird durch eine be-
hördliche Ermahnung Gelegenheit gegeben, ihr Fehlver-
halten abzustellen. Andern sie daraufhin ihr Verhalten,
kann die angedrohte Sanktion unterbleiben. Gesreuerr
wird nicht durch rechtsverbindliche Anordnung bestimm-
rer Handlungspflichten, sondern durch die Drohung rnit
Sankt ionen.

Auch wenn derartige Mahnungen es in das Belieben der
Adressaten stellen, ihnen Folge zu leisten, ist der von ihnen
ausgehende faktische Druck beträchtl ich. Dieses Steue-
rungspotenzial hat der Verordnungsgeber der Verpa-
ckungsverordnung bewusst eingesetzt. So wurde im Rih-
men der Novellierung der Verpackungsverordnung im
Jahr 1998 die Frist für die Nacherhebung nach der Be-
kanntmachung der erstmaligen Unterschreitung von ur-
sprünglich sechs auf zwölf Monate hochgesetzi, um den
betroffenen Kreisen eine realistische Chanie zur Stützung
der Mehrwegsysteme zu gebenlr. Dass dieses Steuerungs-
konzept in der Praxis durchaus funktioniert, hat sich An-
fang der neunziger Jahre gezeigq als sich die \Wirtschaft

durch die Bekanntgabe des Absinkens der Mehrwegquore
bis kurz vor die kritische Grenze zur Verteuerung der in
Einwegverpackungen verkauften Getränke um den sog.
Dosengroschen veranlasst sahla.

II. Vorbereitwng auf die Pfanderbebwng awfgrund der
B e k anntmacb wng de r zu e iten IJ nte rs cb, re it un g
($ 9 Abs. 3 i. V. mit Abs. 2 Satz 2 VerpackV)

Eine ganz andere Funktion hat die Bekanntgabe der zwei-
ten lJnterschreitung. Stellt sich auch irn" Rahmen der
Nacherhebung keine Erholung der Mehrwegquore ein,
so ist der Ausstieg aus dem Dualen System für diesen Be-
reich besiegeh.Zwar fihrt auch die Bekanntgabe der zwei-
ten lJnterschreitung nicht zum sofortigen übergang zu

primären Rücknahme-, Entsorgungs- und Pfanderhe-
bungspflichten, sondern lässt diesJersl mit sechsmonati-
ger Verzögerung eingreifen. Anders als die Bekannt-
machung der  ersten Unterschrei tuns hat  d ie Bekannt-
machung der zweiten lJnterschreitr-räg 

"b., 
nicht mehr

11 Zur Abmahnung im Verwaltungsrecht Rädler, Die "Abmah-
nung" im Ver-waltungsrecht, NVwZ 2OOO, 1260 ff.; Stelk.ens/Stel-
kens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 5. Aufl. 2001, S 35
Ä.onr. i).
In anderen Bereichen ist ein derart abgestuftes Verfal-rren sogar
gesetzl ich vorgesehen. So muss etwa im Rahmeu der Miss-
brauchsaufsichi nach $ 33 TKG zunächsr abgemahnt und zur Be-
seitigung des Missstandes aufgeforder, *.id..r, bevor die Be-
hörde Auflagen erlassen kann. Neu ist diese Technik nichr, so
kennt das Personenbeförderungsgesetz in $ 25 schon seit Anfang
der sechziger Jahre die dem \üriderruf der Genehmrgung vor-

-' geschaltete schriftliche,Mahnung.

\t sproil, upR 1999, 129 (132).
1 4  t t : ^ - - - -  ' ,  I  I  / r  o  " '  . .  . . ,Hiernt Finckb (Fußn.3), S. 131.
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die Funktion, auf eine Erhoiung der Mehrwegquote hin-
zudrängen. Dass der fiktive Viderruf erst sechs Monate
nach der Bekanntrnachung in Kraft tritt, dient ailein der
notwendigen Vorbereitung auf die Erhebung des Ein-
wegpfandes. SchiielSlich lässt sich die Instdlation eines
funktionsfähigen Einwegpfandsystems nicht von heute
auf morgen bewerkstell igen. Der Verordnungsgeber hat
damit von der - etwa auch in $ 21 Abs. 3 2. Alt. BImSchG
vorgesehenen - Möglichkeir Gebrauch gemacht, denZeit-
punkt des In-Kraft-tetens des \Widerrufs der Systemfest-
stellung hinauszuschieben.

III. Verbältnis von Bekanntmachwng, fiktivem Widerrwf
der Systemfeststellwng und Eingreifen der
P fan de r h e b un gsp fl ic h t

Der Mechanismus, das Eingreifen der primären Entsor-
gungs- und Pfanderhebungspflichten zu bewirken, ist der
partielle \üiderruf der Systemfeststeilung. Entfällt für den
Getränkebereich die \Wirkung der Festsrellung des Beste-
hens eines alternativen E,ntsorgungssysrems, leben die Pri-
märpflichten automatisch wieder aufls. Dabei wurde auch
in der Neufassung der Verpackungsverordnung daran fest-
gehalten, dass der Viderruf der Systemfeststellung fingiert
wird, ohne dass es einer Behördenentscheidung bedarf.
Die Verordnung ist self-executing. Damir folgt die Ver-
packungsverordnung einem auch in anderen Bereichen
des Umweitrechts zu beobachtenden Trend, alle rege-
lungsbedürftigen Aspekte auf der Ebene der Rechtsvor-
schrift abschließend festzulesenl6.

$7as das Verhältnis zwischän Bekanntmachung und \X/i-

derruf der Systemfeststellung angeht, ist nach dem'$üort-
laut von $ 9 Abs. 2 Satz 2 VerpackV nicht die Bekannt-
machung des niedrigeren Mehrweganteils \Widerrufs-

voraussetzung, sondern die tatsächliche Unterschreitung
der Quote. Der Bekanntmachung kommt jedoch insofern
zentrale Bedeutung zu, als von ihr die Ingangsetzung und
Berechnung der sechsmonatigen Ausstiegsfrist abhängt.
Da sich der fiktive \Widerruf der Systemfeststellung still-
schweigend vollzieht, ist die Bekannrmachung der Mehr-
wegquote zudem der einzige nach außen gerichtete Hin-
weis auf den Ausstieg aus dem Dualen System.

C. Rechtsnatur der Bekanntmachung

Für die betroffenen \ilirtschaftskreise stelit sich nun die
Frage, wie kann man sich gegen das drohende Dosenpfand
zur tWehr setzen? Die Antwort auf diese Frage hängt unter
anderem davon ab, ob es sich bei der Bekanntrnachung der
Mehrwegquote um einen Verwaltungsakt oder um einen
Realakt handelt. Die Differenzieruns zwischen Real-
und Verwalrungsakr  is t  zudem iür  d ie Folgen e iner  eLwai-
gen Rechtswidrigkeit der Bekanntgabe zentraL Denn han-
delt es sich um einen Realakt und wäre die Bekannteabe

15 Krit isch gegenüber diesern Automatismus insbesondere im Hin-
blick auf etwaige Fehier bei der Ermittlung der einer LJnterschrei-

tensfeststellung zugrundeliegenden Tatsachen Strecker/ Berndt
(Fußn. 6), \ 9 VerpackV Anm. 2.3.

16 So etvza die mittlerweile zum Teil wieder aufgehobenen Smog-

Verordnungen der Länder; hierzu auch Fußn. 25.
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fehlerhaft, etwa weil die erreichte Quote tatsächlich doch
höher l iegt, dann könnte sie den Ausstiegsmechanismus
nicht in Gang setzen. Äls Verwaltungsakt wäre hingegen
auch die fehlerhafte und lediglich rechtswidrige Bekannt-
gabe zunächst wirksam.

I. Die Position des Verwahungsgerichts Berlin
Das Verwaltungsgericht Beriin hat der Bekanntmachung
die Qualität eines Verwaltungsaktes abgesprochen, ohne
dabei zwischen den verschiedenen Bekanntmachungen
zu differenzieren. In keinem Fall würden mit der Bekannt-
machung Rechte begründet, geändert, aufgehoben, noch
mit bindender Wirkung festgestellt oder verneintlT. Viel-
mehr gehe es allein darum, die am Markt tatsächlich erziel.
ten Mehrwegquoten "berichtend offenbar zu machen..
Zur Begründung stellte das Verwaltungsgericht wesentlich
auf den Umstand ab, dass sich die Rechtsfolgen der (Jnter-
schreitung der Mehrwegquore unmittelbai aus der Ver-
packungsverordnung ergäben.

II. Bekanntmachung als Verwahungsaht in der Form
der Allgem e inv erfügung?

Ob ein Realakt oder ein Verwaltrrngsakt vorliegt, ist
durch Auslegung zu ermirtelnls, wobei neben dem un-
mittelbaren Erklärungsinhalt auch die äußeren Um-
stände heranzuziehen sind. Da die Bekanntgabe abhängig
von ihrem Inhalt unterschiedliche Folgen' hervorruft,
muss dabei entgegen dem Verwaltungsgericht Berlin zwi-
schen der regulären Bekanntgabe, der ersten lJnterschrei-
tensmeldung sowie der zweiten lJnterschreitensmeldung
differenziert werden. \üährend die jährliche Bekannt-
gabe einer iber 72 % liegenden Quote lediglich den Ver-
bleib im Dualen System signalisiert, folgt auf die Unter-
schreitensmeldungen zunächst die Nacherhebung, so-
dann der Ausstieg. Ob sich hieraus frir die rechtl iche Ein-
ordnung Konsequenzen ergeben, muss erst geklärt
werden. Eine Differenzierung wäre nur dann obsolet,
wenn man den unterschiedlichen Folgen a priori keine
Bedeutung beimessen wolltere.

1. Bekanntmacbung der erstmaligen LLnterscbreitwng
g^emäf $ 9 Abs..2 Satz 1 VeryackV ak Voraussetzwng

fi,.ir die N acherhebung
Bei der Einordnung der Bekanntgabe der erstmaligen
lJnterschreitung geht es dogmatisch um den Problem-
kreis der \farnung, des Hinweises und der Ankündigung
von Maßnahmen. Trotz des faktischen Befolgungs-
drucks2o den derartige Verwaltungsäußerungen2t äntfal-
ten können, wird man ihnen im Rese.lfall die Verwal-

l7 Unter Berufung auf BVerwG vom 20. 5. 1987,BVerwGE 77, 268.
lB Stelkens/Stelkens, in Stelkens/Bonk/Sachs (Fußn. 11), S35

Rdnr .  61 .
19 Zrm Erfordernis einer nach den jeweiligen Rechtsfolgen diffe

renzierten Einordnung von behördl ichen lVarnungen s. auch
Maurer, Al lgemeines Verwaltungsrecht, l l .  Aufl .  2000, $ 15
Rdnr. 1 1.
Henneke, in: Knack, VwVf G, 5. Aufl .  1996, S 35 Rdnr. 4.5.5.
So die Beerif l l ichkeit von Hennelee, in: Knack (Fußn. 20), $ 35
t (onr .4 . ) . ) .
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An die erstmalige Bekanntgabe einer lJnrerschreitung ;
der Mehrwegquote knüpfen sich trotz des fakrischei'
Drucks, es nicht zum \Tiderruf kommen zu lassen, keine l

mngsaktqualität absprechen müssen, da die Behörde mit
der Abmahnung noch kein Recht begründet, aufhebt, än-
dert oder feststellt, sondern lediglich auf die zukünftise
Begründung, Aufhebung oder Änderung eines Rech"ti
hinweist22. Die Ankündigung eines Verwaltgngsaktes ist
se lbsr  n icht  Verwal tungsakt2r .  Der fakr ische Befo lgungs-
druck, den der behordliche Hinweis entfaker, lässt sich
nicht mit der rechtl ich verbindiichen Anordnung eines
Ge- oder Verbots gleichsetzen.

unmittelbaren Sanktionen. Zeigen die von den betroffe-
nen Wirtschaftskreisen unternommenen Gegenmaßnah-
men \(irkung, so dass bei der nächsten Bekannrgabe der
Mehrweganteil wieder über 72 oÄ liegt, so bleibt die Be-
kanntgabe der einrnaligen lJnterschreitung auch dann
folgenlos, wenn es in späteren Jahren wieder zur lJnrer-
schreitung kommt. Denn die Widerrufsfiktion greift nur
dann ein, wenn die Quote in zwei aufeinanderfolgenden.

Jahren unterschritten wurde. Damit fehlt es der Bekannt-
gabe einer erstmaligen lJnterschreitung in Bezug auf ei- '

nen möglichen Widerruf der Systemfeststellung an der
erforderlichen Regelungswirkung. Ob es zum Ausstieg
aus dem Dualen System und zum Eingreifen der Pfand-
erhebungspflicht kommt, ist zu diesem Zeitpunkt noch
un.gewlss.

2. B ek anntmacbwng der wiederbohen Unterschreitwng
gemäf $ 9 Abs. 2 Satz 2 VerpachV als Voraussetzwng

ftir das Eingreifen der Widerrwfsfihtion
Auch bezüglich der Bekanntmachung der zweiten IJnter-
schreitung, in deren Folge es zum \fliderruf der System- '.

feststellung kommt, l iegt das Problem im Tatbestands-
merkmal der unmittelbaren Regelungswirkung. Bezwei-
feln lässt sich die VA-Qualität unter dem Aspekt, dass:
auch die Bekanntgabe der abermaligen Unterschreitung .
des Mehrweganteils unmittelbar nur eine Tatsachenfest-.
stellung enthllt. Dies spricht für einen deklararorischen
Akt, eine \Tissens- und keine Vil lenserklärung2a. Am Re-
gelungscharakter könnte es im Hinblick darauf fehlen,
dass sich die Rechtsfolgen der Unterschreitung der Mehr-
wegquote unmittelbar aus der Verpackungsverordnung 

.

ergeben und die Bekanntgabe lediglich zum Ausdruck ,

bringt, dass die dort vorgezeichneten Rechtsfolgen nun-

Stelkens/Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sacl.rs (Fu13n. 1 1), $ 35
Rdnr. 55; differenzierend Rädlea NYwZ 2A00, 1260 (1262);
s. auch OVG Münster votn7.2.2000, NVwZ 2000,697, das in

der Abmahnung nach $ 33 Abs. 2 Satz 7 TKG eir-ren V'erwal-
tungsakt sieht.
Al lgemein BVerwG vom 17.2. 1961, BVerwGE 12,75 (76);an'
ders nur für die konkretisierende Androhung des Einsatzes von
Zwangsmitteln im Vollstreckungsverfahren, r'gl- BVervG vom
2. 12. 1988, NVwZ-RR 1989, 337; NVwZ 1998, 393; App, ,

GewArch. 1999,55 (57); Dr' inchbeirz, VR 1994, 124 (127); Erich-
sen/Rauscbenberg, Jura 1998, l1 (38); Stelkens/Stelkens, in: Stel- .

ker.rs/Bonk/Sachs (Fu13n. 11), S 35 Rdnr.65,
Mallnahme als tVillenserklär-ung, s. Stelkens/Stelkeirs, ir-r: Stel-
kens/Bonk/Sachs (Fußn. 11), S 35 Rdnr.39; Wolt'f/Bachof/Sto'
&er; Verwaltungsrecht I ,  10. Aufl .  1994, S 36 Rdnr.3.

22
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pehr eintreten. lnsofern gibt es bemerkenswerte Paralle-
. lerr zuder Bekanntgabe einer austauscharmen \Terterlage,
die rn ähnlicher Nüeise Vorausserzung für unmittelbar-in

'/en Smog-Verordnungen geregeite PTlichten war25.
Trotz der aufgezeigten Bedenken handelt es sicir meines

Erachtens bei der Bekanntrnachung der zweiten lJnter-
i schreitung um einen Ver-waltungsakt in Form einer All-

gemeinverfügung. Der Verordnungsgeber hat darauf ver-
ii.hr.,, den übergang zu den primäretr Entsorgungs- und
Pfanderhebungspflichten bei lJnterschreiten äer-Mehr-
wegquote von einer Behördenentscheidung abhängig zu
machen, und fingiert statrdessen den Widerruf der Syite m-
feststellung. Auf diese Weise verlagert sich die Steuerung
des Ausstiegs aus dem Dualen System in die Bekannt-
rnachung der Unterschreitung der Mehrwegquote. Im ge-
samten Ausstiegsszenariurn ist die Bekanntmachuns dermten Ausstiegsszenariurn ist die Bekanntmachung der

uote die einzige Behördenentscheidung. Die
anntmachung ist notwendige Voraussetzung für das

..ln-Kraft-Treten der \fliderrufsfiktion. Ohne Bekannt-

.machung kommt es nicht zum Ausstieg aus dem Dualen
System, denn von ihr hängt der Lauf der sechsmonarigen
Ausstiegsfrist ab. Bereits in diesem Ingangsetzen der Fiist
für das In-Kraft-teten des Widerrufs liegt die Setzung ei-
ner Rechtsfolge.
,, Dabei verfügt die Bundesregierung auch über einen ge-
wissen Entscheidungsspielraum, und zwar sowohl bezüg-
lich der Ermittlung der Mehrweganteile als auch bezüglich
des Zeitpunktes der Bekanntgabe. $ 9 Abs. 3 VerpickV
gchreibt zwar die jährliche Bekanntmachung vor, nennt
jedoch keinen Stichtag26. Auch $ 9 Abs. 2 Sitz2 diktiert

inen Zeitpunkt für die Bekannrgabe des Nacherhe-
ngsergebnisses. Damit kann die Behörde über die

\[ahl des Zeitpunktes der Bekanntmachung besrimmen,
w1n1 sie den Ausstieg in Gang serzr. Das Bundesumwelt-
ministerium hat diese Freiheit in der Vergangenheit ver-
ichiedentlich genutzr, indem es die Bekäntäabe immer

Sollte man dennoch im Hinblick darauf, dass sich der
fiktive \Widerruf der Systemfeststelluns und die in dessen
Folge auflebende PfanderhebungspfliÄt unmittelbar aus

r hinausgezögert hat.

der Verpackungsverordn,r.rg .rgäb"tr, der Bekanntma-
Lung insoweit die Regelungswirkung absprechen, so
trd man sie jedenfalls als feststellenden Verwaltungsakt

2J Auch die in den Smog-Verordnungen enthaltenen pflichten sind
größtenteils self-executing. Die Feststellung der austauscharmen
Wetterlage fungiert lediglictr dazu, auf die nach Eintritt der ent-
sprechenden Inversionslaqe einsetzenden Pflichten hinzuwersen.
Im Hinblick auf die sich unnittelbar an die Bekanntmachung des

:;, Smog-Alarms knüpfenden Rechtsfolgen plädieren tür die"An-
' nahme eines Verwaltungsaktes Stelkens/Stelkens, in: Stelkens/

Bonk/Sachs (Fußn. 11); Si5 Rdnr.214; Appel/Melchinger,
Ver-wArci.r. 84 (1993), 349 (376ff.); Jacobs, NV*Z tSgz, tOO
(105); Jarass, NVwZ 1987, 95 {{.; a. L. Klwtb, NVwZ 1987, 960;
Maurer (Fußn. 19), $ 9 Rdnr. 36 a.

26 Anders noch die üerpackV 1991 (vom 12.6.1991, BGBI.I
). .1234), die in $ 9 Abs.3 Satz 1 VerpackVeine Bekanntgabe der
erheblichen Mehrweganteile jeweils bis zumiA.Juni jedJs Jahres

Ste.lkens/Stelhens, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Fußn. 11), $15
Rdnr. 142.

einstufen müssen2i. Durch fes*tellende Verwaltunssakte
wird die Rechtslage nicht umgestalter, sondern die Be-
hörde stellt verbindlich fest, was bereits de lege lata giltrs.
In diesem Sinne stellt die Bekanntmachung die Ausstiegs-
voraussetzungen, nämlic h die Unterschr"ii.r.rg*d". M"t.-
wegquote, mit Bindungswirkung für den sich anschiießen-
den Systemwiderruf fest.

Dafür, dass die Bekanntmachune eine verbindliche
Feststellung trifft und es sich so-it , i- einen feststellen-
den Verwaltungsakt handelt, spricht das Gebot der
Rechtssicherheit2e. Die betroffenen Wirtschaftskreise
müssen unmittelbar nach der Bekanntmachung der er-
neuten lJnterscheitung mit der mit erheblichen Investi-
t ionen verbundenen Errichtung eines Einwegpfandsys-
tems beginnen, um sich bis zum In-Kraft-Treten des Sys-
temfeststellungswiderrufs sechs Monate spärer in die
Lage zu versetzen, ihren primären Rücknahme- und
Pfanderhebungspflichten nachzukommen, schon allein
um nicht Gefahr zu laufen, nach Ablauf der Frist die in

$ 15 der Verpackungsverordnung geregelten Ordnungs-
widrigkeitentatbestände zu verwirklichen. Gerade weil
es nach der Konzeption der Verpackungsverordnung für
die Aufkündigung des Dualen Systems und das Eingrei-
fen der Pfanderhebungspflicht keiner weireren Behör-
denentscheidung bedarf, folglich das Vorliegen der \fli-
derrufsvoraussetzungen keiner weiteren Überprüfung
unterliegt, muss die Bekanntmachung der zweiten IJnter-
schreitung als verbindliche Festlegung auf das Eingreifen
der Pfanderhebungspflichten interpreriert werden. Denn
die zur Errichtung eines Einwegpfandsystems erforderli-
chen Investit ionen im Volumen von 1 bis 2 Mill iarden €r0
können nur auf der Grundlage einer verbindlichen Fest-
stellung unternommen werden.

IIL Ergebnis
Damit lässt sich folgendes Ergebnis festhaiten: Als be-
hördlicher Hinweis auf den tatsächlich erreichten Mehr-
weganteil ist die Bekanntmachung nach $ 9 Abs. 3 Ver-
packV grundsätzlich nicht Verwaltungsakt, weil sie nicht
auf Setzung einer Rechtsfolge gerichtet ist. Dies gilt auch
frir die Bekanntmachung einer ersten LJnterschreitung
der Mehrwegquote. Auch aus ihr ergeben sich noch keine
unmittelbaren Rechtsfolgen. Etwas anderes gilt nur für
die Bekanntmachung der zweiten unterschreitung in
Folge, weii durch sie die Widerrufsfiktion ausgelöst
wlro.

Maurer (Fußn. 19), $ 9 Rdnr. 46. Der Regelungscharakter ergibt
sich aus der Feststellung als Tatbestandsvoraussetzung einer ge-
setz-l ich angeordneten Rechtsfolge, vgl.  Hennek.e, in: Knack
(Fußn.20), $35 Rdnr.5.2.4; Martens, NVwZ 1989, 1,1.2ff. ;
Lrisszg, JuS 1990, 463.
Als tragender Grund der Rechtsfigur des feststellenden Verwal-
rungsaktes Erichsen, in: Erichse n, Allgemeines Verwaltungsrecht,
10. Aufl. 1995, S 12 II 4 Rdnr. 24; Appel/Melchinger,VerwArch.
84 (1993),34e (367).
Vgl. Stellur.rgnahme des BDI-Präsidenten Henhel, Handelsblatt
v o m  1 0 . 9 . 2 0 0 0 ,  S . 4 .
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L Bedewtung der Recbtsnatwr der Bekanntmacbung
fär den Rechtsschutz

Von diesem Ergebnis ausgehend srellt sich die Frage nach
den Rechtsschutzmöglichkeiten. Zwar ist die Begründung
der Verwaltungsaktsqualität in dem differinzierten
Rechtsschutzsysrem der VwGO keine conditio sine qua
non effektiven Rechtsschurzes3l. Indes sind schon um i..
aufschiebenden \il/irkung entsprechender Rechtsbehelfe
willen mit der Begnindung der Verwaltungsaktsqualität
gewisse Rechtsschutzvorteile verbunden. Für den iechts-
schutzsuchenden Bürger kommt der Einordnung einer
Maßnahme zudem im Hinblick auf die korrekte Steliune
der Anträge und die Ausgestaltung des Rechrsschutzes
große Bedeutungzusl.

II. RechtsschuLz gegen die Bekanntmacbung
ein er ers t maligen IJ nt e rscbreit u ng

Zunächst ist festzuhalten, dass ein Rechtsschutzbedürfnis
auch bezüglich der erstmaligen Unterschreitensbekannt-
gabe besteht, denn bereits die Drohung mit Sanktion, die
Abmahnung eines Fehlverhaltens, hier der lJnterschrei-
tung der Mehrwegquote, begründet eine faktische Rechts-
beeinträchtigung33. Bereits die Abmahnung zwingt zu ei-
ner mit Kosten verbundenen, möglicherweise sogar irre-
versiblen Verhaltensänderung, will der Beroffene nicht
Gefahr laufen, sich der angedrohten Sanktion - hier dem
\Widerruf der Systemfeststellung und in der Folge dem
Einsetzen der allgemeinen Pfanderhebungspflicht - aus-
zusetzen3a. Selbst wenn die Tatsache erstmaliger LJnter-
schreitung des Mehrweganteils in einem gegen die zweite
Rekanntmachung und den nachfolgenden \Widerruf ge-
richteten Rechtsschutzverfahren nochmals überpnift wer-
den könnte, ließe sich eine Verhaltensänderung allein auf-
grund der erstmaligen Bekanntmachung nicht mehr rück-
gängig machen. Allenfalls könnte eine auf einer fehler-
haften Rechts- oder Tatsacheneinschätzung beruhende
Bekanntmachung zu Entschädigungsansprüchen führen35.
Indes käme es, wenn sich der Betroffene der Abmahnung
beugt, gar nicht zu einer gerichtlichen überprüfung, weil
in diesem Fall die Sanktion, die Anknüpfungspunki einer
solchen sein könnte, gerade nicht ergeht. Deshalb muss
bereits im Vorfeld die Möglichkeit bestehen zu klären, ob
die von der Drohung inrendierte, wenngleich nicht voll-
streckbar angeordnete Verhaltensänderung erbracht wer-
oen lnuss.

e:veL Hey / Lässt sich das Dosenpfand stoppen?

D. Rechtsschutz

Scbmidt-AJlmann, in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner,
VwGO, Einl.  Rdnr. 82; s. auch BVerwG vom 22.5. 1980,
BVerwGE 60, 144 (147 f.); BVer-wG vom 20. 5.1987, BVerwGE,
77,268 (271).
Kopp,YwYfG, 5. Aufl. i996, Vorbem. g 35 Rdnr. 3.
Ossenbübl, Umweltpflege durch behördliche \Warnungen und
Empfehlungen, 1986, S. 15 ff .
Dieser faktische Befolgungszwang wird auch vom OVG Berlin
anerkannt ,  s .  Besch luss  vom7.9 .2001 -OVG 2 SN 20.01 .
Aucl-r in diesen-r Zusammenhang ist die Einordnung der Maß
nahme als Ver-waltungs- oder Realakt von entscheidender Bedeu,
tung, s. Jacobs, NVwZ 1987, 100 (104).
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nicht aufhalten oder nachträglich ungeschehen rna6
weshalb ihre Rechtmäßigkeit allenfails mit einer Fest

Die erste Bekanntgabe einer l-Jnrerschreitung kö
ordnet man sie lediglich als schlichte Verwaltu"nss;
rung ein, mit einer auf Beseitigung gerichtete" .ilgä"i
[.eistungsklage angegriffen werdenr6. Nicht nachvollz,
bar ist in diesern Zusammenhang die Arffnrrung d., Vi
waltungsgerichts Berlin, die Bekanntmachung rli ."i., ti
sächliches Geschehen lasse sich mit rechtl icher, Mitt"

kiage müsste allerdings gieichzeitig zur Sicheruns fr
sraru.s quo ein Antrag nach $ 123 Abs. 1 VwGO gäte
weroen.

gen reales Verwaitungshandeln zur Wehr zu setzen.
gels aufschiebender Virkung der allgemeinen Leis

Vürde man auch die Bekanntmachung der ersten
terschreitung ais Verwaltungsakt einordnen, käme
Anfechtungsklage in Berrachr. Gleichzeitig hätte
Einordnung zur Folge, dass die Bestandskraft der
Bekanntmachung in der Überpnifung der Aussti
voraussetzungen im Rahmen einer Anfechtung der z
ten Bekanntmachung Bindungswirkung entfaltet. .
zeigt sich, dass die Einordnung einer Maßnahme als
waltungsakt nicht nur rechrsschurzgestaltende,
auch einschränkende \ü/irkung haben kann3/.

lungsklage überpnift werden könne. Die allgemeine
tungsklage ermöglicht es dem Bürger gerade, sich auc

III. Nacbträglicber Rechtsscbutz gegen die erfolgte
Bekanntmacbung einer zweiten (Jnterscbreitwng

Folgt man der hier verrrerenen Auffassung, dass jed
die Bekanntmachung der abermaligen Unterschrei
der Mehrwegquote, an die sich der fiktive Systemwi
knüpft, Verwaltungsakt ist, so steht den von der Pf
erhebungspflicht betroffenen Herstellern und Vertrei
zwanglos der \feg der Anfechtungsklage offen. Diese hä
te, wie $ 80 Abs. l Satz 2 VwGO klarstellt, auch dann
schiebende Nüirkung, wenn man von einem lediglich
stellenden Verwaltungsakt ausgeht.

Dass die Bekanntmachung Allgemeinverfügung i
steht der Anfechtung nicht entgegen. Zwar hat das Verw
tungsgericht Berlin gemeint, die Verhinderung der Be-,
kanntmachung des Mehrweganteils - dasselbe würde fij
eine Anfechtung gelten -, laufe auf eine Außerkraf
zung der Verpackungsverordnung hinaus, da sie ni
nur gegenüber dem jeweiligen Antragsteller, sondern in
omnes gegenüber allen von der Verpackungsverordnu
Betroffenen \Wirkung entfaltess. Allgemeinverfügungen
sind aber auch dann anfechtbar, wenn sie wie die Bekannt:

36 BVerwG vom 20. 7. 1962, BVerwGE 14,323 (327); BVerwG vom
3. 12. 1974, BVerwGE 47, 247 (251); BVerwG vom 22.5. 1980'
BVerwGE 60, 1.44 (148); BVer-wG vom 18. 4.1985, BVerwGE
71, 1,83 (186); BVer-wG vom 2.72.1988, NVwZ-RR 1989, 137
(338); Kopp/Schenke, VwGO, 12. Aufl. 2OOO, S 42 Rdnr' 13;

Maurer (Fußn. 19), $ 15 Rdnr. 6; Stelkens/Scbmitz, in: Stelkens/ -:

Bonk/Sachs (Fußn.11),  $ I  Rdnr.  125.

Hennecke, in: Knack (Fußn. 20), Vor $ 35 Rdnr. 6.4.
Hierin sieht das Ver-n'altungsgerichr Berlin aufgrund der Betel-

l igung des Bundestages an-r  Zustandekonrmen der Verpackungs-
verordnung ($ 59 Satz 1 und I KrlW-/AbfG) einen Verstoß gegen

den Gewaltentei lungsgrundsatz.

3 7
3 8



Abhand lungen Hey/Läss t  s ich  das  Dosenpfand s toppen? WBL

E

ä:,

gabe cies Mehrweganteils unteilbar sind, so dass sich die
Wirkung der Aufhebung nicht auf den Kläger beschränke n
lässtre, auch wenn dies zur Folge hat, dass das Urteil fak-
tisch geger-rüber allen von der Allgemeinverfügung Betrof-
fenen wirkt+O. Dies gilt auch frir die aufschiebende .üflir-

kung der Einlegung von Recl-rtsbehelfenoi. Mehr noch,
das auf Kollektivhaftung angelegte Systern der Ver-
packungsverordnung zwingt förmlich zu einer einheitli-
ciren Beurteiiung im Rechrsschutzverfahren, da die Errei-
chung der Umweltschutzziele kollektives Handeln und
kollektive Pflichten erfordern. Steuerung über die Vorgabe
von Verwertungs- und Mehrwegquoten, die sich auf die
Gesamtheit der Verordnungsadressaten beziehen, isr nur
im \Wege einheitl icher Lösungen möglich.

IV. Vorbewgender, awf Unterlasswng der
B ekanntmachung gericbteter Rechtsscbwtz

Aufgrund des in der VerpackV angeordneten Ausstiegs-
automatismus, den die Bekanntgabe der zweiten [Jnter-
schreitung des Mehrweganteils auslöst, stelh sich darüber
hinaus die Frage, ob die Bekanntgabe im \Wege aorbewgen-
dez Rechtsschutzes verhindert werden kann.

Die vorbeugende Unterlassungsklage kann sich sowohl
gegen den Erlass eines Verwaltungsaktesa2 als auch gegen
die Vornahme einer Realhandlung richtenar. Allerdings
zeigt sich auch hinsichtlich der Zulässigkeit vorbeugenden
Rechtsschutzes die fortbestehende verwaltungsprozes-
suale Bedeutung der Klärung der Verwaltungsaktsfrage.
Denn während der Rechtsschutz gegen Verwaltungsakte
auf dem Prinzip nachträglicher übärfnifung basierJr, be-
steht eine derartige Einschränkung nicht bezügiich der ge-
gen die Vornahme von Realakten gerichteten vorbeugen-
den Unterlassungsklageas. IJmso unverständlicher ist es,
dass das Verwaltungsgericht Berlin die Antragsreller, ob-
wohl es die Bekanntmachung als Realakt einordnete, inso-
weit auf die nachträgliche überprüfung im \X/ege der Fest-
steilungsklage verwies.

Auf die Nichtvornahme eines Verwaitungsaktes gerich-
tete allgemeine Leistungsklagen werden demgegenüber
nur unter der Voraussetzung eines qualifizierten Rechts-

39 Stelkens/Stelkens, in Stelkens/Bonk/Sachs (Fußr.r. 11), Sl5
Rdnr .201.

40 Kopp/ScbenAe (Fußn. 36), S 42 Rdnr. 120; hierzu ausführlich
auch OVG Greifswald vom22. 12. 1999, NVwZ 2000, 948 (950).

41  BVerwG vom27.1 .1982,  BVerwGE 64,347 (353)
42 Kopp/Schen&e (Fußn.36),Vorb. \ 40 Rdnr. B a;Sodan, in: Sodan/

Ziekow, VwGO, 1999,542 Rdnr.57.
43 Von Oertzen, in: Redeker/von Oerrzen, Vervaltungsgerichts-

ordnung, 13. Aufl .2000, S 42 Rdnr. 162.
44 Redeker, in: Redeker/von Oertzen (Fußn. 43), $ 123 Rdnr. 3 b;

nach Kopp/Schenlee (Foßn.36), Vorb. $ 40 Rdnr. 33, ein Problenr
der Verfahrenskonkurrenz.

45 Kopp/ScbenAe (Fußn.36), Vorb. $ 40 Rdnr.35; BVerwG vorr
16. 12. 1,993, BVervGE 94,376 (377), für die vorbeugende Fest
stellungsklage; s. aber auch BVerwG von-r 7. 5. 1982, BVerwGE
77, 2A7 e12), wo ohne ausdrückliche Beschrär.rkung auf Anfech-
tungsklagen generell für vorbeugenden Rechtsschutz ein qualifi-
ziertes Rechtsschutzbedürfnis eeforderr wird.

schutzbedür'fnissesa6 für zulässig erachtet. Ein derartiges
Rechtsscl-rutzbedürfnis besteht, wenn dem Kläger nicht
zugemutet werden kann, den drohenden behördlichen
Eingriff in seine rechtl ich geschützte Interessensphäre ab-
zuwarten. So ist irn Hinblick auf Art. 19 Abs.4 GG eine
gegen den Erlass eines Verwaltungsaktes gerichrere vor-
beugende Unterlassungsklage etwa dann zulässig, wenn
andernfalls voilendete Tatsachen eeschaffen würden oder
ein nicht wieder gutzufirachender Sci-raden enrstünde47.

Bezüglich der Bekanntmachung der Mehrwegquote er-
gibt sich ein Bedürfnis nach vorbeugendem Rechtsschutz
aus dem lJmstand, dass die Bekanntmachung das Signai
zur Vorbereitung auf die primären Rücknahrne- und
Pfanderhebungspflichten setzt. Selbsr wenn eine Anfech-
tungsklage gegen die Bekanntmachung gegenüber allen
Pflichtigen aufschiebende \flirkung enrfalten würde,
wäre nur derjenige, der von dem Verfahren Kenntnis hat,
davor gefeit, zunächst Investitionen zur Einrichtung eines
Einwegpfandsystems zu tätigen, die sich irn Nachhinein
bei einer späteren Aufhebung bzw. Korrektur der Be-
kanntgabe wegen des Verbleibs im Dualen Sysfem ais sinn-
los erweisen. Probiematisch ist allerdings, dass es sich hier-
bei nicht um ein individuelles Rechtsschutzbedürfnis des
Betroffenen handelt, sondern um einen übergeordne-
ten Verkehrsschutzgesichtspunkt. Indes ist aus meiner
Sicht zur Vermeidung von {Jnstimmigkeiten zwischen
der auf Koliektivhaftung angelegten Verpackungsverord-
nung und dem auf Individualrechtsschutz beschränkte
Klagesystem der VwGO insoweit eine Ausnahme vom
Grundsatz nachträglichen Rechtsschutzes erforderlich.

E. Resümee

Es bleibt mit Spannungzv e(warten, wie das Oberverwal-
tungsgericht Berlinas die Komplexität der durch den Aus-
stieg aus dem Dualen System aufgeworfenen Verfahrens-
und Rechtsschutzfraeen auflösen wird. Auch wenn neue
Steuerungsinrt*ro..ri. gerade im Umweltrecht ihre Be-
rechtigung haben, müssen sie doch sorgsam eingepasst
werden in das am Instrumentarium der klassischen Hand-
lungsformen ausgerichtete Rechtsschutzsystem. Der Streit
um die umweltökonomische Sinnhaftigkeit, der die Imple-
mentierung von Umweltgesetzen und -verordnungen re-
gelmäßig begleitet, darf die verfahrensrechtliche lJmset-
zung und Einbettung in das bestehende System des all-
gemeinen Verwaltungsrechts nicht komplett überlagern,
soll der Gesetzes- und Verordnungsvollzug nicht mit
schwer zu lösenden und streitträchtieen verfahrerisrecht-
l ichen Problemen belastet  werden.

46 BVerwG vom 12. l .  1967, BVerwGE 26,23 (24 f.) ;  BVerwG vonr
16.3. 1989, BVerwGE Bi, 329 Qa7); ausfül.rrlich Schenke, AöF'
1,970,223 ff .

47 OVG Berl in vorn 2.5.1.977, NJ\( 1977, 2283; OVG Münster
vom22.  10 .  1982,  NJ \ f  1984,  1642.

48 Siehe Abschn. A.


